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Auszug Vorabentwurf

3. Soziale Gerechtigkeit

4. Hartz IV und Arbeitsmarktpolitik

Die bisher übliche Sicht von sozialer Gerechtigkeit beschränkte sich meist auf die gleichmäßige Verteilung von materiellen Gütern und auf individuelle Einkommensperspektiven. In diesem Zusammenhang wurde Armut lange vor allem als materielle Armut verstanden. Armut bedeutet jedoch nicht nur ein geringes Einkommen und das damit verbundene Fehlen materieller Dinge, sondern auch eine eingeschränkte Teilhabe am wirtschaftlichen, gesellschaftlichen, politischen und kulturellen Leben.

Ziel einer nachhaltigen Sozialpolitik muss es sein, jedem Menschen von Anfang an die Bedingungen und Entwicklungsmöglichkeiten zu bieten, die eine gerechte Teilhabe am sozialen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen wie politischen Leben möglich machen. Eine nachhaltige solidarische Sozialpolitik beinhaltet auch eine materielle Grundsicherung von Kindern und Familien, die greift, wenn die materielle Absicherung durch eigenes Einkommen nicht gewährleistet ist.

Wir brauchen ein erweitertes Verständnis von Zusammenarbeit zwischen Beratung, Unterstützung und Selbstbestimmung. Wir sehen Politik und die Gesellschaft in der Verantwortung, zukünftig die Unterstützung so zu organisieren, dass sie die Bedürfnisse der Hilfesuchenden zum Ausgangspunkt nimmt. Hilfesuchende müssen die passgenaue und kompetente Hilfe bekommen, die sie brauchen, um ihrem eigenen Lebensentwurf wieder folgen zu können. 

Realisierung einer bedarfsgerechten echten Grundsicherung 

Soziale Sicherung muss verlässlich und armutsfest greifen in Zeiten in Zeiten von Erwerbslosigkeit oder bei Erwerbsunfähigkeit bzw. im Alter: Vom Grundsatz muss die Grundsicherung in jeder Lebensphase soziokulturelle Teilhabe und eine selbstbestimmte und souveräne Lebensweise ermöglichen:

· armutsfeste Regelsatzhöhe, die soziokulturelle Teilhabe erlaubt: ca. 19 % Erhöhung, mind. 65 € zusätzlich (siehe Berechnung des Korrekturbedarfs Expertise des DPWV

· eine Angleichung hin zu einem bundesweit einheitlichen Regelsatz darf nicht zur Angleichung nach unten führen

· längere Übergangsphase für ältere Arbeitslose ab 50 von ALG I zu ALG II; deutliche Anhebung der Freibeträge und der begünstigten Anlageformen für die Altersvorsorge

· doppelter Freibetrag für das PartnerInneneinkommen und Vermögen je Lebensjahr

· keine Anrechnung des Partnereinkommens

· Wahlfreiheit ob pauschalierte Leistungen oder Einzelleistugen für Familien 

· Verbesserung der Transparenz der ALG II-Bescheide

· Keine Heranziehung Unverheirateter bei gemeinsamer Wohnung außer bei persönlicher Erklärung außer bei persönlicher Erklärung zu gegenseitigem Einstehen (Gendergerechtigkeit)

· Wieder drei Altersstufen bei den Kindern und Jugendlichen: der wachstumsbedingte Mehrbedarf an Kleidung, sowie schulbedingte und Aktivitäten der Gesundheitsförderung durch Sport müssen abgedeckt werden

· Der Mehrbedarf bei Schwangerschaft und Geburt muss bedarfsgerecht gestaltet werden und neben den Kosten für die Mutter auch die gesamte Babyausstattung umfassen. Die Bewilligung einer kompletten Babyerstausstattung einschließlich Kleidung, Kindersachen, Kinderwagen, Kinderbett mit Zubehör Wickelkommode und Schrank muss acht Wochen vor der Geburt sicher gestellt sein

· Jede Form von Unterhaltsverpflichtung muss einkommensmindernd bei der Berechnung der Grundsicherung berücksichtigt werden, Unterhaltsansprüche dürfen nicht zu Lasten von Erziehenden und ihren Kindern vorausgesetzt werden, Überarbeitung der Regelung zum Unterhaltsanspruch: Wiedereinsetzung der gesetzlichen Überleitung von Ansprüchen; Gestaltung analog zum SGB XII

· Bei der Ausübung des Umgangsrechts sind den Kindern die Kosten zur Pflege des Umgangs mit dem anderen Elternteil (Tagessatz der Regelleistung zuzüglich Fahrtkosten) als notwendiger Bedarf zu gewähren.

Geschlechtergerechte Grundsicherung:
· Bereits während der Schwangerschaft ist das Kind ist das Kind bei der Anerkennung des angemessenen Wohnraums zu berücksichtigen. Wohnungsausstattungsgegenstände sind zu bewilligen, wenn der Bedarf das erste Mal auftritt. Bei Trennung, Scheidung oder der Geburt eines Kindes ist in der Regel davon auszugehen, dass in diesem Sinne neuer Bedarf entsteht.

· Die Kosten für ärztlich verordnete Verhütungsmittel müssen bei Bezug von Leistungen nach SGB II, SGB XII oder AsylbLG auch nach Vollendung des 20. Lebensjahres erstattet werden.

· Insbesondere für Familien mit Kindern und für Frauen nach der Flucht vor gewalttätigen Partnern muss der Katalog der geförderten einmaligen Beihilfen erweitert werden.

· Leistungsbeziehende müssen eine Wahlmöglichkeit haben zwischen verschiedenen qualifizierten Kinderbetreuungsarten bzw. –angeboten.

· Erwerbslosen Frauen muss eine qualifizierte berufliche Perspektive eröffnet werden, auch wenn sie keinen Anspruch auf ALG II haben. Sie dürfen nicht auf den Niedriglohnbereich, auf Mini- oder Ein-Euro-Jobs festgelegt werden. 

· BetroffenenvertreterInnen müssen im Bundes-Ombudsrat ebenso wie auf kommunaler Ebene eingebunden werden.

Insbesondere für Schwangere und Alleinerziehende:
· Auch volljährige Schwangere dürfen nicht auf Einkommen und Vermögen ihrer Eltern verwiesen werden, wenn sie gemeinsam in einer Haushaltsgemeinschaft leben.

· Bei Alleinerziehenden mit behinderten und schwerkranken Kindern muss der besondere Betreuungsbedarf der Kinder bei den Zumutbarkeitsregeln berücksichtigt werden.

Frauen, die von Gewalt betroffen sind:
Die ausreichende pauschale Finanzierung von Frauenhäusern muss staatliche Pflichtaufgabe werden. Solange dies nicht gewährleistet ist, ergeben sich folgende Forderungen für die Finanzierung eines Frauenhausaufenthaltes:

· Finanzierungssicherheit muss auch bei Kurzaufenthalten im Frauenhaus gewährleistet sein. Dies gilt auch, wenn eine zeitnahe Antragstellung nicht möglich war. Auch die bis dahin vom Frauenhaus vorgeleisteten Hilfen bei Mittellosigkeit müssen erstattet werden.

· Die Kosten für die Unterbringung im Frauenhaus dürfen nicht nach dem ortsüblichen Mietspiegel bemessen werden. Der Aufenthalt darf nicht zeitlich befristet werden. Keine zeitliche Begrenzung der Übernahme nicht angemessener Unterkunftskosten (mindestens für die Dauer der vorübergehenden Zuweisung der ehelichen/gemeinsamen Wohnung nach §2 Gewaltschutzgesetz).

· Eine Orientierungs- bzw. Stabilisierungsphase von 6 Monaten, in der die Frau auf Grund ihrer besonderen Lebenssituation frei von Sanktionen bleibt, auch wenn sie ihrer Mitwirkungspflicht nicht nachkommen kann.

· Bei Mittellosigkeit die Gewährung von Geldmitteln als Sofortzahlung unmittelbar am ersten Werktag nach Trennung und Verlassen der gemeinsamen Wohnung oder nach Wegweisung des gewalttätigen Partners.

Für MigrantInnen:
· Für sogenannte „Altfälle“ muss eine grundsätzliche Bleiberechtsregelung mit Zugang zu Beschäftigung und Leistungen nach SGB II geschaffen werden.

· Für Frauen mit einem Aufenthaltsrecht aus humanitären Gründen müssen gesetzliche Regelungen eine vollständige Integration in den Arbeitsmarkt sowie den Zugang zu Leistungen nach SGB II sicherstellen.

· Die Residenzpflicht und andere Auflagen für von Gewalt betroffene, geduldete Frauen bzw. Flüchtlinge mit Aufenthaltserlaubnis müssen aufgehoben werden.

· Die Ausbildungs- und Zugangschancen zum Arbeitsmarkt von jugendlichen bzw. jungen Erwachsenen dürfen nicht beeinträchtigt werden, weil ihren Eltern eine Arbeitserlaubnis verweigert wird.

· Jugendliche dürfen nach Beendigung von Maßnahmen der Jugendhilfe nicht wieder unter das Asylbewerberleistungsgesetz fallen.

· Bei der Berechnung von ALG II dürfen Immobilien in der Heimat grundsätzlich nicht herangezogen werden, wenn sie der Alterssicherung dienen.

Menschen mit Behinderungen:
· Ein behinderungsbedingter Mehrbedarf muss den Betroffenen unbürokratisch bewilligt und ausgezahlt werden.

· Da barrierefreie Wohnungen am Markt nur begrenzt vorhanden sind, sollte der gesetzlich festgelegte Begriff „angemessener Wohnraum“ großzügig und flexibel ausgelegt werden, um Frauen mit Behinderungen selbstbestimmtes Wohnen (weiterhin) zu ermöglichen.

· Ein Wohnungswechsel darf nicht erzwungen werden, wenn dadurch die Teiklhabe am gesellschaftlichen Leben (ÖPNV-Anbindung, erreichbare Einkaufsmöglichkeiten, medizinische Betreuung, Kulturstätten) eingeschränkt wird.

· Bei Frauen/Menschen mit Behinderungen muss die Aussage, dass sie in einer Wohngemeinschaft (nicht Bedarfsgemeinschaft) leben ohne diskriminierende Überprüfung der Wohnsituation anerkannt werden.

· Die Räume, Antragsformulare und der gesamte Schriftverkehr sind barrierefrei zu gestalten. 

· Um möglichst vielen Betroffenen, die drei Stunden täglich erwerbsfähig sind, eine entsprechende Erwerbstätigkeit zu ermöglichen, sollten auch flexible Arbeitszeitmodelle, die zu einer durchschnittlichen Arbeitszeit von 3 Stunden führen, anerkannt werden.

· Bei der Feststellung der Arbeitsfähigkeit ist auf vorhandene Gutachten zurückzugreifen, um Mehrbelastungen für die Betroffenen zu vermeiden. Soweit ungeachtet dessen ein ärztliches Gutachten gefordert wird, ist dem Wunsch nach Untersuchung durch eine Ärztin zu entsprechen. 

· Die Fahrtkostenerstattung bzw. finanzielle Förderung eines PKW zur Erreichung des Arbeitsplatzes ist auch bei einer durchschnittlich 3-stündigen täglichen Erwerbsarbeit zu bewilligen.

· Bei der Förderung von Eingliederungs- bzw. Qualifizierungsmaßnahmen für Menschen mit Lernschwierigkeiten darf nicht die Forderung nach einer 70%igen Erfolgsquote Bewilligungsmaßstab sein. 

· Beschäftigten aus Werkstätten für Behinderte muss der Zugang zu Bildungsmaßnahmen durch die ARGE offen stehen.

· Das Recht auf Eingliederungsmaßnahmen muss unabhängig vom Budget der örtlichen Agentur bzw. ARGE einklagbar sein.

Kindergrundsicherung/Kinderzuschlag:
Der derzeitige Kinderzuschlag ist unzureichend und entspricht den Intentionen einer Kindergrundsicherung nicht. Er muss in Richtung einer bedarfsgerechten Grundsicherung weiteentwickelt werden, die die wachstums- und entwicklungsbedingten Lebenshaltungskosten ebenso berücksichtigt wie den schulischen, kulturellen und gesundheitlichen Förderbedarf.

Die Anspruchsvoraussetzungen und das Antragsverfahren für den Kinderzuschlag müssen gerechter, transparenter und bürgerfreundlicher gestaltet werden. Eine Benachteiligung Alleinerziehender und von GrundsicherungsbezieherInnen muss ausgeschlossen sein.

Förderung der Arbeitsmarktintegration:
Prinzip der individuellen Förderung und der Freiwilligkeit von Maßnahmen verankern, Hilfebedürftige als mündige Bürger ernst nehmen.

Stellung des Arbeitslosen im Hilfeprozess stärken, Transparenz der Bescheide; Einhaltung von Datenschutz und Persönlichkeitsrechten, Einrichtung von Ombudsstellen, aufschiebende Wirkung von Widersprüchen, Stärkung des Wunsch- und Wahlrechts bei der Maßnahmewahl, Vorsehen und Finanzierung von unabhängiger Beratung.

Zumutbarkeitsregelung an Tariflöhne und örtliches Lohnniveau orientieren.

Möglichst dezentrale und örtliche Vergabe von Fördermaßnahmen durch die ARGEn an die Träger; keine bundesweiten Ausschreibungen von Arbeitsmarktdienstleistungen, Verpflichtung zur engeren Zusammenarbeit mit örtlichen Netzwerken, die zur Arbeitsintegration und sozialen Stützung beitragen.

Möglichkeiten vorsehen, passive Leistungen und aktive Eingliederungsleistungen zur Schaffung von sozialversicherungspflichtigen Arbeitsgelegenheiten zu kombinieren.

Schaffung eines dauerhaften Beschäftigungssektors für die Menschen, die weder kurz noch mittelfristig in den ersten Arbeitsmarkt integrierbar sind. Kennzeichen muss eine reguläre existenzsichernde Beschäftigung sein. Zu den Tätigkeitsfeldern gehören Arbeiten im Bereich haushaltsnaher Dienstleistungen, handwerklicher Tätigkeiten , des Umwelt- und Naturschutzes und der Hilfen bei der Betreuung und Begleitung von Menschen mit Unterstützungsbedarf.

Überarbeitung der Regelungen zur aktiven Förderung Langzeitarbeitsloser im Hinblick auf zahlreiche Schnittstellenprobleme zu den anderen sozialen Leistungsgesetzen, wie z.B. dem BAFÖG und Ausbildungsleistungen, Berufsberatung /Integrationsmaßnehmen für Jugendliche im Übergang Schule/Beruf, zu Eingliederungsmaßnahmen für Behinderte.

Vision Zukunft der Arbeit

Flexible Arbeitszeitmodelle, Anerkennung von freiwilligem Engagement, Einführung von Pflegezeit neben Elternzeit und Umverteilung von Arbeit.

Mindestlohndebatte über Entsendegesetz hinaus.

Sicherung von inhaltlichen und sozialen Standards in der EU – entsprechende Veränderung der EU-Dienstleistungsrichtlinie.

Stellenwert lebenslangen Lernens, Weiterentwicklung der beruflichen Bildung.

Weiterentwicklung der beruflichen Ausbildung, grünes Modell der Ausbildungsplatzumlage.

Sicherstellung von Mitteln des Europäischen Sozialfonds für Strukturanpassungsmaßnahmen und Qualifizierung in Ost und West.     
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